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Interpellation Nr. 52 Katja Christ betreffend geplantem Lohnabzugsverfahren; 
schriftliche Beantwortung  P175175 
 

 

 
 

1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Schreibensentwurf an 
den Grossen Rat. 

 
 
Begründung 
Die gestellten Fragen lassen sich nur annähernd beantworten, denn die für 
die Schätzungen im Ratschlag verwendeten Daten über Einwohnerinnen und 
Einwohner und über Erwerbstätige sind nicht mit den Steuerdaten verknüpft. 
Die dem Lohnabzugsverfahren unterstellbaren rund 25‘700 Arbeitnehmen-
den haben ein geschätztes Forderungsvolumen der eingeleiteten Betreibun-
gen in der Höhe von 12,8 Mio. Franken. Die anderen Steuerpflichtigen-
Kategorien wie Selbständigerwerbende, Rentnerinnen und Rentner, wirt-
schaftlich Zugehörige ohne Wohnsitz in Basel-Stadt, nicht in Basel-Stadt Er-
werbstätige, können den Betreibungsforderungen nicht zugeordnet werden. 
Da einerseits nur Schätzungen und andererseits keine Kategorienaufteilung 
möglich sind, ist eine Veränderung über die Jahre nicht ableitbar. 
 
 

                                                                                            

 


